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Rüttgers Landesregierung will Abbau der Mitbestimmung ! 

Auch bei der Polizei !

Personalvertretungen sind störend und kosten nur Geld.
Was will die Landesregierung?

Umsetzungen  werden  ohne Beteiligung eines Personalrates durchgeführt, 
z.B. von Dienstgruppe zu Dienstgruppe, Poolbildung, 

in ein Kriminal- bzw. Verkehrskommissariat 

in den Bezirksdienst 

in die Hundertschaft 

(und wenn’s dem Dienstherrn gefällt, auch in die entgegengesetzte Richtung).
Nutzung neuer Technologien zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle. Eine „Leistungs-Hitparade“ in den Polizeidienststellen?
 Neuregelungen zu befristeten Arbeitsverträgen ohne Mitbestimmung,
 Wirtschaftlichkeitsüberprüfungen durch „Dritte“ (Unternehmensberatungen) ohne Mitspracherechte   der Betroffenen, Schwächung der Arbeitsfähigkeit der Personalräte durch Verkürzung von Fristen und Wegfall der Unabhängigkeit durch drastische Beschneidung von Freistellungen. Kein Schutz der/ des Einzelnen  vor Versetzung in das Landesamt für Personaleinsatzmanagement (PEM).

 Das gilt für Tarifbeschäftigte und auch für Polizeibeamte.

Der Protest zeigt Wirkung
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Düsseldorf. Unser Protest zeigt Wirkung. Offensichtlich ist Innenminister Ingo Wolf in der Landesregierung nicht mehr alleine zuständig für die Novellierung des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG). 
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Nach massiven Protesten des nordrhein-westfälischen CDU-Arbeitnehmerflügels, CDA, so ist zu hören, hat Ministerpräsident Jürgen Rüttgers seinen Arbeitsminister Karl-Josef Laumann aufgefordert, die Reform zu moderieren. Pikant: Laumann ist Bundesvorsitzender der CDA. 

Die nordrhein-westfälische CDA hatte sich sehr deutlich mit einem 12-Punkte-Papier gegen die Pläne der Landesregierung gestellt. Sie wandte sich eindeutig gegen die geplante Zerschlagung der Mitbestimmung im Öffentlichen Dienst. Mittlerweile, so die neueste Nachricht, sei das von Wolf geführte Innenministerium aufgefordert worden, einen neuen Entwurf zur Novellierung des LPVG vorzulegen.

Die Gewerkschaft der Polizei wird weiterhin geschlossen und solidarisch mit den anderen Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes und dem DGB für unsere Personalräte und für die Rechte aller Kolleginnen und Kollegen bei der Polizei kämpfen. Es lohnt sich. Die neue Entwicklung gibt uns Recht und straft diejenigen regierungstreuen Organisationen Lügen, die unsere berechtigten Proteste tot reden wollten. Die GdP ist nicht stromlinienförmig. Wir machen weiter, so wie wir es gestern auch beim politischen Aschermittwoch der NRW-CDU getan haben.

Frank Richter: Landesregierung redet von qualifizierter Mitbestimmung und legt unqualifizierte Gesetzesvorlage auf den Tisch
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Düsseldorf. Für die Gewerkschaft der Polizei (GdP) ist der heute vorgestellte Entwurf für ein neues Personalvertretungsgesetz ein Schritt zurück in die Vergangenheit. „Innenminister Wolf ist auf dem Holzweg, wenn er daran festhält, Versetzungen und Organisationsänderungen ohne Personalräte durchdrücken zu müssen“, kommentierte GdP-Landesvorsitzender Frank Richter.
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Der Entwurf atme den gewerkschaftsfeindlichen Geist der FDP, aber keineswegs eines zeitge[image: image5.png]


mäßen Personalvertretungsgesetzes. „Ein modernes Personalvertretungsrecht muss sich den sich ändernden Rahmenbedingungen in den Dienststellen der öffentlichen Behörden anpassen und fortentwickelt werden; die Gewerkschaft der Polizei ist die letzte, die sich dem widersetzt“, stellte Frank Richter fest. Das erfordere aber auch Dialogbereitschaft bei denen, die politische Verantwortung hätten. 
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Eine Anpassung an das längst überholte, mehr als 30 Jahre alte Bundespersonalvertretungsgesetz sei ein Rückschritt und habe mit Modernisierung nichts zu tun.
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Bezeichnend sei, so Richter, dass offenbar auch die CDU-Landtagsfraktion vom heute vorgestellten Gesetzentwurf nicht überzeugt sei. Deren parlamentarischer Geschäftsführer Biesenbach habe lediglich von einem „wichtigen Baustein zur Modernisierung der Landesverwaltung“ gesprochen. Wer von einer Sache überzeugt sei, höre sich anders an, kommentierte der Gewerkschaftsvorsitzende. Die Behauptung des Innenministers, die Landesregierung halte „an einer qualifizierten Beteiligung der Beschäftigten durch Personalvertretungen fest“, sei der unqualifizierte Versuch, die Zerschlagung der Mitbestimmung im Öffentlichen Dienst zu vertuschen.
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Der FDP und einigen Scharfmachern im Dunstkreis des CDU-Staatssekretärs im Innenministerium, Palmen, gehe es nur um eine einzige Sache. Der Abbau von Personal und willkürliche Versetzungen im Öffentlichen Dienst sollten möglichst geräuschlos vonstatten gehen. Deshalb werde versucht, die Mitbestimmung soweit einzuschränken, dass Personalräte faktisch mundtot seien. In den Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes gebe es Zweifel, so Frank Richter, ob Ministerpräsident Rüttgers diese Brisanz erkannt habe. Möglicherweise sei der selbsternannte Arbeiterführer Rüttgers aber auch vom kleineren Koalitionspartner über den Tisch gezogen worden.
Schon gewusst ?

Es gibt eine Nordrhein-Westfälische Polizei-Stiftung
Zweck der Nordrhein-Westfälischen Polizei-Stiftung ist es, Polizeivollzugsbeamte, die infolge ihrer Dienstausübung erhebliche gesundheitliche Nachteile erlitten haben oder dienstunfähig geworden sind, finanziell zu unterstützen. Im Todesfall kann auch Angehörigen eine Beihilfe gewährt werden. Die Nordrhein-Westfälische Polizei-Stiftung ist als gemeinnützig anerkannt und unterliegt der Stiftungsaufsicht der Bezirksregierung Düsseldorf.

Näheres dazu unter: http://www1.polizei-nrw.de/polizeistiftung
GdP lässt nicht locker: 

Wir kämpfen für unsere Rechte.
Euer

Ansprechpartner für Senioren
       -Jo. Paschke-
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